reußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1919 Nr. 7. 


(Nr. 11731.) Nachtragsverordnung zur Verordnung über die anderweite Regelung des Ge 
meindewahlrechts vom 24. Januar 1919 (Geſetzſamml. S. 13). Vom 31. 
Januar 1919. 


Di⸗ Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
81. 


Im § 6 der Verordnung über die anderweite Regelung des Gemeindewahl— 
rechts vom 24. Januar 1919 fällt Abſ. 2 fort. 

Hinſichtlich der Zahl der Stadtverordneten (Bürgervorſteher) gelten für die 
Städte aller Provinzen die Beſtimmungen der Städteordnung für die öſtlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 261) ſinngemäß mit der Maß⸗ 
gabe, daß Ortsſtatute, durch welche geringere Zahlen vorgeſehen ſind, als ſie der 
Regelvorſchrift der genannten Städteordnung entſprechen würden, inſoweit auf⸗ 
gehoben werden. 

8 2. 

Die im § 11 des Reichswahlgeſetzes vom 30. November 1918 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 1345) feſtgeſetzte Friſt von 21 Tagen kann vom Wahlvorſtand be 
ziehungsweiſe der Wahlkommiſſion dahin abgeändert werden, daß ſpäteſtens am 
7. Tage vor dem Wahltage die Wahlvorſchläge einzureichen ſind. 

In Gemeinden unter 20 000 Einwohnern kann beſchloſſen werden, daß 
die Wahlvorſchläge auch von weniger als 100, aber mindeſtens 20 in der Ge 
meinde zur Ausübung der Wahl berechtigten Perſonen unterzeichnet ſein können. 

Der Wahlvorſtand beziehungsweiſe die Wahlkommiſſion hat ſpäteſtens zwei 
Wochen vor dem Wahltage zur Einreichung von Wahlvorſchlägen durch eine Bekannt⸗ 
machung in den zur amtlichen Veröffentlichung dienenden Blättern der Gemeinde 
aufzufordern. Die Bekanntmachung hat die im $ 12 der Wahlordnung vom 
30. November 1918 vorgeſchriebenen Angaben zu enthalten. 

Der Wahlvorſtand beziehungsweiſe die Wahlkommiſſion iſt berechtigt, in dieſer 
Bekanntmachung (vgl. Abſ. 3) die Größe der Stimmzettel ſowie ihre ſonſtige 
Beſchaffenheit abweichend von der Vorſchrift des $ 34 der Wahlordnung vom 
30. November 1918 zu beſtimmen. 
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ran 


Der § 31 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der 
Städte und Flecken der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 1869 
(Geſetzſamml. S. 589) wird dahin geändert, daß die drei Kandidaten für 
jede einzelne Stelle des Magiſtrats nicht von einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion 
der beiden ſtädtiſchen Kollegien, ſondern von der Stadtverordnetenverſammlung 
allein präſentiert werden. 

9 4. 

Durch Gemeindebeſchluß kann für die Mitglieder der Gemeindevertretungen 
eine angemeſſene Entſchädigung für die Teilnahme an Sitzungen der Gemeinde⸗ 
vertretungen (Deputationen, Kommiſſionen) feſtgeſetzt werden; im allgemeinen iſt 
dann aber nur eine Vergütung feſtzuſetzen, welche dem entgangenen Arbeitsver⸗ 
dienſt entſpricht. 

8 5. 


Die Provinzen Poſen und Weſtpreußen ſowie der Regierungsbezirk Oppeln 
bleiben bis auf weiteres von dem Geltungsbereich der Verordnung ausgeſchloſſen. 

Wahlen von Gemeindevorſtandsmitgliedern (Bürgermeiſtern, Magiſtrats⸗ 
mitgliedern) finden in den Stadt- und Landgemeinden dieſer Provinzen bis zur 
Einführung der genannten Verordnung durch die beſtehenden Gemeindevertretungen 
nicht ſtatt. Die erforderlichen Stellenbeſetzungen erfolgen ſolange nach Anhörung 
der Gemeindevertretungen durch das Miniſterium des Innern. 


§6. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über die anderweite 


Regelung des Gemeindewahlrechts vom 24. Januar 1919 (Geſetzſamml. S. 13) 
ſowie zu dieſer Nachtragsverordnung erläßt das Miniſterium des Innern. 


Berlin, den 31. Januar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Haeniſch. Südekum. Heine. 
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